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DÜSSELDORF NRW-Justizminister
Benjamin Limbach (Grüne) zeigt
sich offen für ein neues System zur
Ernennung von Richtern. „Die Fra-
ge, ob unser System gut ist, wie es
ist, ist legitim“, sagte Limbachunse-
rer Redaktion. So werden Richter je
nachBesoldungsgruppeaufBehör-
den-Ebene oder, wenn es um her-
ausgehobeneStellengeht, durchdie
Landesregierung benannt. Zwar ist
jegliche politische Einflussnahme
auf eine Besetzung untersagt, die
Politikmuss aber ihrenSegengeben.
Eine Alternative wäre eine Aus-

wahl durch spezielle Gremien, so-
genannte Richterwahlausschüsse.
Er sei offen für die Diskussion da-
rüber, sagte Limbach: „Wir können
darüber sprechen, ob das besser in
unsere Zeit passt, in der wir mög-
lichst transparente Verfahren wol-
len und in der wir deutlichmachen
wollen, dass Entscheidungen nicht
in Hinterzimmern getroffen wer-
den. Es sollte einen Streit der Ideen
geben.“
Anstoß zurDebatte lieferte zuletzt

die Besetzung der Präsidentinnen-
Position des Oberverwaltungsge-
richtsMünster. So hatten Bewerber
währenddesBesetzungsverfahrens
14 Gespräche mit Vertretern der
Landesregierung geführt, unter an-
deremmit Limbach, aber auch mit
demChef der Staatskanzlei, Natha-

nael Liminski (CDU). Beide haben
Verdächtigungen der unzulässigen
Einflussnahme zurückgewiesen.
„Schädlich für das Vertrauen in

eine unabhängige Justiz ist unseres
Erachtens allein schonderAnschein
der Möglichkeit einer politischen
Einflussnahme bei der Besetzung
von Spitzenposten in der Justiz“,
kritisierteGerdHamme,Geschäfts-
führer des Richterbunds NRW, das
gegenwärtige System. „Gerade in
Zeiten, in denen uns allen
daran gelegen sein soll-
te, Demokratie und
Rechtsstaatwetterfest
zu machen, schadet
ein solcher Anschein
erheblich.“
ObRichterwahlaus-

schüssedagegenhelfen
würden, ist umstritten.
Es gibt sie in anderen
Bundesländern wie
Berlin, Brandenburg
oder Hessen, üblicher-
weise besetzt durch Vertreter der
Parlamente und des Justizwesens.
Immun gegenManipulationen von
politischer Seite sind sie damit na-
türlich auch nicht. Zudemkönnten
auch Abgeordnete extremistischer
Parteien in solche Gremien und
somit zu Entscheidungsmacht ge-
langen.
Der Rechtswissenschaftler Mar-

kus Ogorek, Direktor des Instituts
für Öffentliches Recht und Verwal-

tungslehre anderUniKöln, sieht die
Situation inNRWdifferenziert.„Aus
meiner Sicht ist das heutigeModell
gut tragbar und hat sich angesichts
derbislang fast immerumsichtigen
Personalentscheidungen auch be-
währt“, sagte er. Gleichwohl gebe
es gute Argumente für einen Rich-
terwahlausschuss, etwa nach dem
hessischenModell:„Angesichts der
hohenPluralität kannhierdurch ins-
besonderenachaußennochbesser

dokumentiert werden, dass
Richterposten nicht ein-
seitig nach Parteibuch
vergeben werden.“
Sein Fazit: „NRW
muss nicht umorien-
tieren, der Wechsel
zum Richterwahlaus-
schusswäre ganz sicher
aber auch kein Fehler.“
Der Richterbund

NRW hingegen fordert
weitergehende Verän-
derungen. „Uns stellt

sich einmal mehr die Frage, war-
um wir das nicht hinbekommen,
was in vielen anderen Ländern,
auch in Europa, gelingt: die Schaf-
fung einer wirklich unabhängigen,
selbstverwalteten Justiz als Garant
fürDemokratieundRechtsstaat“, so
GerdHamme.Ander Spitzederdrit-
ten Gewalt solle kein Minister ste-
hen und somit nicht die Regierung,
sondernein vomLandtag gewählter
Justizpräsidentundeinunabhängi-

ger Justizverwaltungsrat.„Dieswäre
ein großerundwichtiger Schritt, um
unserenRechtsstaat undunsereDe-
mokratie auch bei schwierigeren
Rahmenbedingungen dauerhaft zu
sichern“, so Hamme.
Für jegliche Neuregelung müss-

te die Landesverfassung geändert
werden, es bräuchte dafür eine
Zweidrittelmehrheit im Landtag.
Die Fraktionen stehen der Sache
unterschiedlich gegenüber. Bei der
CDUsiehtmandafür keineNotwen-
digkeit, wie es hieß. Anders beim
Koalitionspartner: „Uns Grünen ist
Transparenz bei Besetzungsverfah-
ren in der Justiz wichtig“, sagte de-
renRechtsexpertinDagmarHanses.
Für Richterwahlausschüsse setzten
sich Grüne auf allen Ebenen schon
lange ein. „Wir sind offen für Ver-
änderungen der Verfahren auch in
NRW.“
Gespalten ist auch die Opposi-

tion. Die FDP vermutet, dass ein
Modell mit einem Richterwahlaus-
schussnebendemJustizminister für
bessere Auswahlverfahren sorgen
könnte.Die SPDhält dieDiskussion
für ein Ablenkungsmanöver nach
den Querelen um die Präsidentin
desOberverwaltungsgerichts.„Jetzt
eine Debatte über neue Regeln los-
treten zu wollen, soll offenbar von
dem Schaden ablenken, den der
grüneMinister der Justiz verursacht
hat“, sagtedieVize-Chefinder SPD-
Fraktion, Elisabeth Müller-Witt.

Richterbund wünscht sich Justizpräsidenten
Bei der Debatte um die Richter-Ernennung in NRW geht es auch um spezielle Wahlausschüsse.

Nordrhein-Westfalens
Justizminister Benjamin

Limbach FOTO: DPA

Europol soll stärker gegen
Drogenkriminalität vorgehen
VONGREGORMAYNTZ

BRÜSSELDie europäischePolizeibe-
hörde Europol soll im Kampf gegen
dieDrogenkriminalität eine stärkere
Rolle spielen. Zu Beginn einer Sit-
zungderEU-Innenminister kündig-
te die amtierende Ratsvorsitzende,
Belgiens Innenministerin Annelies
Verlinden, in Brüssel an, dass Euro-
pol intensiv an einer Bedrohungs-
analyse arbeite.
Dabei würden
bis Anfang April
die Zusammen-
hänge der Dro-
genkartelle über
die Grenzen der
EU-Staaten hinweg ermittelt. Die-
se Karte der europäischen Drogen-
kriminalität soll dannGrundlage für
eine noch intensivere Zusammen-
arbeit der Drogenfahnder in den
besonders bedrohten EU-Staaten
sein und auch die Arbeit der neuen
Häfen-Allianz flankieren.
Anfang Mai wird Deutschlands

InnenministerinNancyFaeserGast-
geberin der neuen EU-Initiative in
Hamburg sein. „Das Milliardenge-
schäft der Drogenkartelle führt zu
einer unfassbaren Gewaltspirale,
die wir auch in Teilen Europas se-
hen und inDeutschland unbedingt
verhindern wollen“, hatte Faeser
im Vorfeld des Brüsseler Treffens
erläutert. Sie hatte zuvor in Brasi-
lien, Peru, Ecuador und Kolumbien

eine engere Zusammenarbeit mit
den Behörden der wesentlichen
Herkunfts- und Transitstaaten ver-
einbart.
Zugleichmüssemandafür sorgen,

dass die großenMengen anDrogen
die europäischenHäfennichtmehr
erreichten. „Wir müssen unsere
Häfen noch sicherer machen, etwa
durcheine stärkereKorruptionsprä-
vention bei Unternehmen in den

Häfen“, erklärte
Faeser. In Brüssel
berichtete EU-In-
nenkommissarin
Ylva Johansson
besorgt davon,
dass internationa-

le Drogenkriminelle vermehrt Kin-
der für den Transport rekrutierten.
UnterdemEindruck vonSchießerei-
en zwischen konkurrierendenDea-
lerorganisationen selbst in Brüssel
unterstrich Belgiens Ministerin die
Notwendigkeit, den Kampf gegen
Drogentransporte zu verstärken,
damit die Straßen sicher blieben.
InDeutschland forderte auchder

Chef der Gewerkschaft der Polizei,
Jochen Kopelke, den weiteren Aus-
bau von Europol zu einer starken
operativen europäischen Agentur.
Gerade im Kampf gegen die Orga-
nisierte Kriminalität und den inter-
nationalenDrogenhandel könneein
AusbauundUmbauvonEuropol die
Polizeiarbeit in Deutschland „mas-
siv stärken“, hob Kopelke hervor.

Merz bereitet Regierungsübernahme vor

VONHAGEN STRAUSS

BERLIN Eigentlichmussman in die-
senTagenalsOppositiondieAmpel
nurmachen lassen.DieZahl derKo-
alitionsbaustellen ist groß, die der
konfliktreichen Debatten auch –
und das Taurus-Problem hat seit
der Abhöraktion der Russen den
Bundeskanzler mit noch größerer
Vehemenz eingeholt.
Die Union könnte also ruhig ab-

warten, die LagedesBündnisseswie
gewohnt kommentieren und kriti-
sieren. In der Hoffnung, allein da-
vonzuprofitieren.Doch stattdessen
gehtmaneinenanderenWeg–man
bereitet sich bereits auf die Regie-
rungsübernahmevor. Auch,weil die
Ampel durchausnoch an ihrenZer-
würfnissen zerbrechenkönnte.Viel-
leicht nach der Europawahl Anfang
Juni, wenn alle drei Partner ein de-
solates Ergebnis einfahren sollten.
Bei derGrundsatzprogrammkon-

ferenz neulich in
Hannover meinte
CDU-Chef Fried-
richMerz eherbei-
läufig: „Wir müs-
sen am Abend der
Wahl vorbereitet
sein.“ Er habe da-
her seine Parteifreunde auch in der
Fraktion darum gebeten, program-
matische Vorarbeiten zu leisten.
„Wir brauchen eine Agenda 2030“,
so der Vorsitzende vor applaudie-
rendenMitgliedern.
Merz weiter: Der verstorbene

WolfgangSchäublehabe inderFrak-
tionssitzungEndedes vergangenen
Jahres, inder er letztmalig anwesend
gewesen ist, gesagt, dassmanwahr-
scheinlich gar nicht mehr verhin-
dernkönne, demnächst zu regieren.
„Der schwierigeTeil derWegstrecke
liegt jetzt noch vor uns“, so Merz:
„Wir müssen so stark sein, dass wir
aussuchen können, mit wem.“
Damit das gelingt, will die Union

frühzeitig genügend Pläne und
Konzepte in der Schublade haben.
Beflügelt fühlt sich die Partei durch
das neueGrundsatzprogramm, das
im Moment auf Regionalkonferen-
zen der Basis vorgestellt wird und
dabei auf viel Zustimmung und
kaum Kritik trifft. Anfang Mai soll
es auf dem Parteitag in Berlin be-
schlossen werden. CDU-General-
sekretär Carsten Linnemann wird

seit der Fertigstellung des Papiers
denn auch nicht müde zu betonen:
„Wir sind wieder da, wir sind regie-
rungsfähig.“
DieMenschen spürtennicht, dass

dieAmpel-RegierungihnenHaltund
Orientierung gebe. Anders sei das
inzwischen bei der Union.Merz er-
klärt zugleichgerne,manhabenach
demWahldesaster bei der Bundes-
tagswahl 2021 in Fraktion und Par-
tei„zu einerneuenGeschlossenheit
gefunden“. Was er wiederum nicht
nur, aber auchals seinVerdienst an-
sieht. Gleichwohl dürften die stabi-
lenUmfragendurchaus ebensoeine
disziplinierendeWirkung haben.
In der Fraktionheißt es nun zwar,

eineOppositionmüsse„für denFall
der Fälle“ vorbereitet sein. Das sei
eigentlich selbstverständlich. Zu-
gleich wird aber betont: „Wir ma-
chen uns gerade programmatisch
sattelfest.“ Ähnliches ist aus der
Partei zu hören: Es sei spürbar, dass

dieBürgerderUni-
on wieder mehr
trauen würden;
mancher in der
CDU spricht sogar
von einem „Dreh-
buch“, welches
deshalb bereits er-

stellt werde für den Weg zu einem
Wahlsieg und für die Zeit danach.
Ganz im Sinne vonMerz.
Die wirtschaftspolitische Spre-

cherin der Unionsfraktion, Julia
Klöckner, sagt ganz offen: „Eine
Agenda 2030 ist notwendig, weil
die alten Antworten nichtmehr auf
dieneuenProblemstellungenunse-
rer Zeit passen. Und weil sich die
Rahmendaten verändert haben.“
Wachstum und Wohlstand etwa
seien nahezu Selbstläufer gewesen.
„Das sieht jetzt anders aus.“ Die Ar-
beitsgruppeWirtschaft der Fraktion
arbeite daher „kontinuierlich“ an
Maßnahmen für eine Wirtschafts-
undWachstumswende.„Wirwerten
Datenaus, analysierendieEntwick-
lung, sprechenmitBetroffenenund
entwickeln Konzepte“, so Klöckner
aufNachfrage. Kürzlich erst präsen-
tierte die Arbeitsgruppe ein erstes,
umfassendes Konzeptpapier.
Die Vorsitzende der einflussrei-

chenMittelstands-undWirtschafts-
unionvonCDUundCSU(MIT),Git-
ta Connemann, betont: „Die Union
ist regierungsfähig – auf der Stelle.

Personell ohnehin. Und inhaltlich
dank des Grundsatzprogrammpro-
zesses.“Denndamit habemannicht
nur den Markenkern CDU und die
großen Linien abgesteckt. Sondern
mit denFachkommissionen seiman
auf allen Politikfeldern ins Detail
gegangen –„von der Außen- bis zur
Wirtschafts- und Sozialpolitik“, so
Connemann zu unserer Redaktion:
„Die Papiere sind griffbereit. Und
können ohne Weiteres zur Grund-
lage eines Regierungsprogramms
gemacht werden.“
Aus Sicht derMIT-Chefin ist nach

wie vor nicht ausgeschlossen, dass
die Ampel-Regierung in dennächs-
ten Wochen schon scheitert. „Soll-
te daher am Tag der Europawahlen
bereits eine Bundestagswahl statt-
finden, wären wir also darauf vor-
bereitet“, so die Vorsitzende. Käme
esdazu, dürfte derKanzlerkandidat
wohl Friedrich Merz heißen. Auf
den Konferenzen zum Grundsatz-
programm ließMerz zuletzt keinen
Zweifel daran, dass er die Union
wieder für regierungsfähig hält –
und sich selber auch.

In der Union glaubt mancher, dass die Ampelkoalition nicht bis zur Bundestagswahl 2025 halten wird.
Parteichef Friedrich Merz lässt seine Parteifreunde deshalb an einer „Agenda 2030“ basteln.

InternationaleBanden
setzenverstärkt
Kinder für den
Transport ein

Vorzeitiger Wechsel beim
Zentralrat der Muslime

MELDUNGEN

BERLIN (afp) Der Zentralrat der
Muslime in Deutschland (ZMD)
braucht einen neuen Vorsitzen-
den. Amtsinhaber Aiman Mazyek
werde auf eigenenWunsch im Juni
vorzeitig zur Halbzeit seiner Amts-
periode sein Amt aufgeben, teilte
der Zentralrat amMontag in Berlin
mit. Der 55-jährige Mazyek wird
das Spitzenamt zunächst an einen
Interimsvorsitz übergeben, bis die
Vertreterversammlungeinenneuen
Kandidaten oder eine neue Kandi-
datinwählt.Mazyekwarvon2002bis
2010 zunächstGeneralsekretär und
dann Vorsitzender des Zentralrats.
DerZMDist eineDachorganisation
vonderzeit neunLandesverbänden,
14 muslimischenDachorganisatio-
nen sowie etwa300 Gemeindenund
islamischenVereinen.

Druck auf Ex-Terroristen
der RAF steigt

HANNOVER/BERLIN (dpa)DieErmitt-
ler habenandengesuchtenEx-RAF-
TerroristenBurkhardGarwegappel-
liert, sich zu stellen. Der 55-Jährige
sei nach den Durchsuchungen in
Berlin „richtig auf der Flucht“, der
Druck auf ihn steige, sagte ein Spre-
cherder StaatsanwaltschaftVerden.
Am Sonntag hatten die Ermittler
ein Bauwagen-Gelände in Berlin-
Friedrichshaindurchsucht, auf dem
Garweg zumindest eine Zeit lang in
einem Container gelebt haben soll.
Am Montag gab es einen weiteren
Polizeieinsatz auf der Autobahn 5
südlich von Darmstadt, bei dem
unter anderemSpezialeinsatzkräfte
beteiligtwaren,wie eineSprecherin
des LKA Niedersachsen mitteilte.
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Falls dieAmpel
scheitert,will die CDU
frühzeitig genügend
PläneundKonzepte in
der Schubladehaben

EntwurfDas neue Grundsatzpro-
gramm ist im Entwurf bereits fer-
tig und auch schon vom Vorstand
abgesegnet. Nun wird er mit der
Partei diskutiert.

Diskussion Bei sechs Grundsatz-
programmkonferenzenmit Par-
teichef Merz und Generalsekre-
tär Carsten Linnemann hat die
Parteibasis Gelegenheit, sich zu
dem Entwurf zu äußern. Bislang
gab es viel Zustimmung und we-
nig Kritik. In Mainz, Hannover,
Chemnitz und Köln wurde bereits
Station gemacht. Es folgen noch
Stuttgart und Berlin.

Beschluss Auf dem Bundespar-
teitag vom 6. bis 8. Mai in Ber-
lin soll das neue Grundsatzpro-
gramm dann final beschlossen
werden. Änderungen sind bis
dahin nochmöglich. Dort wird
auch ein neuer Bundesvorstand
gewählt.

Der Entwurf für das neue
Grundsatzprogrammsteht

INFO

Anschlagplan: Polizei
nimmt Verdächtige fest

BRÜSSEL (ap) Die belgische Polizei
hat vier Personen unter dem Ver-
dacht der Planung eines Anschlags
aufeineKonzerthalle inBrüssel fest-
genommen. Der Erwachsene unter
denFestgenommenewerdeder„Be-
teiligung an den Aktivitäten einer
Terrorgruppe“ mit dem Ziel eines
Anschlags beschuldigt, erklärte das
Büro der Bundesstaatsanwaltschaft
am Montag. Bei den anderen Fest-
genommenen handele es sich um
Minderjährige.NacherstenErkennt-
nissen sei offenbar ein Konzertsaal
in Brüssel ins Visier genommen
worden, hieß es. Ein Anschlag sei in
einigenWochen geplant gewesen.
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